
EinschwierigerStart
Zur Frühgeschichte der
sozialdemokratischenAr-
beiterbewegung in
Schleswig-Holstein1

HolgerRüdelDie Frühgeschichte der schleswig-holsteinischen Sozialdemo-
kratie ist die Geschichte eines fortwährendenKleinkrieges -
einesKampfes zwischendenBehördender 1867durchPreußen
annektiertenHerzogtümer und den Organisationen der Arbei-
terbewegung. Mit einerRücksichtslosigkeit und Härte,wie sie
bis zumErlaß des Sozialistengesetzes1878in kaum einer ande-
rendeutschenRegionpraktiziert wurde,versuchtendiestaatli-
chen Organe,die Sozialdemokratie unddie ihr nahestehenden
Gewerkschaften einzudämmen und zu vernichten.

SozialdemokratischeStimmenzahlenaus denReichstags-
wahlen1867bis1878inSchleswig-Holstein (1867 bis1874ohne
dasHerzogtumLauenburg)

Aufgeschreckt durch die nichterwarteten Erfolge des Allge-
meinenDeutschen Arbeitervereins (ADAV) in dem als kon-
servativ geltenden Agrarland, erließ die Schleswiger Provinz-
regierungbereits am30. Juni1869eine Verfügung zur Feststel-
lung sozialistischer „Umtriebe". Nachdem sich aufder Grund-
lage dieser Nachforschungen der amtliche Eindruck von dem
wachsenden Einfluß der Sozialdemokratie in Schleswig-Hol-
stein verstärkt hatte1",ordnetederschleswig-holsteinische Re-
gierungspräsident am 6. Mai 1870die Auflösungder Ortsver-
eine des ADAV „wegen verbotener Organisation" an und ließ
Strafverfahren gegendie führenden Lassalleanereinleiten.Mit
dieser gravierenden Maßnahme wurde die berühmt-berüch-
tigte „Ära Tessendorf" in Schleswig-Holstein gewissermaßen
vorweggenommen - jene nach einem schneidigen Berliner
Staatsanwalt benannte Verfolgungswelle gegen die organi-
sierte Arbeiterbewegung inPreußen, die im Juni 1874mit der
Auflösung des ADAV und einiger Gewerkschaften ihren er-
sten Höhepunkt erlebte. Die juristische Grundlage des De-
kretsvom6. Mai1870 wie auchdernachfolgenden Unterdrük-
kungsmaßnahmen bildete der §8 der „Verordnung über die
Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefähr-
denden Mißbrauchs des Versammlungs- und Vereinigungs-
rechts". Diese Verordnung, die unter demNamen „Vereinsge-
setz"bekannt wurde, war geprägt vom Geist der preußischen
Reaktionszeitder1850erJahre.Der § 8untersagtebiszuseiner
späten Aufhebung im Jahre 1899 eine Verbindung politischer
Gruppen und stellte damit eine der wesentlichen legislativen
Hürden dar für eine überörtliche Vernetzung der lockeren
Organisationsstrukturen der deutschen Arbeiterbewegung im
19. Jahrhundert. In Schleswig-Holstein legten die Behörden
den § 8 des Vereinsgesetztes besonders restriktiv aus. So kam
die liberale „Kieler Zeitung" 1872zuderFeststellung, daß der
§ 8 in den altpreußischen Territorien bislang nie mit einerder-
artigen Schärfe angewandt worden sei wie jetzt in der neuen
Provinz Schleswig-Holstein. Kennzeichnend für die Vorreiter-
rolle der staatlichen Verwaltung Schleswig-Holsteins bei der

'
Dieser Beitrag basiert auf Abschnit-

tenmeines Buches „Landarbeiterund
Sozialdemokratiein Ostholstein 1872
bis 1878. Erfolg und Niederlage der
sozialistischen Arbeiterbewegung in
einem großagrarischen Wahlkreis zwi-
schen Reichsgründung und Soziali-
stengesetz" (Karl Wachholtz Verlag
Neumünster 1986). Um den Anmer-
kungsteil zu entlasten, habe ich des-
halbaufdetaillierteVerweiseverzich-
tet. Nachweise erfolgen nur dort, wo
über die inder genanntenPublikation
verwendetenQuellenhinaus zusätzli-
che Materialien herangezogen wur-
den.'"

Waren 1866erst an9 Ortensozialde-
mokratische Organisationen in den
Herzogtümern nachweisbar, so stieg
derenZahlbis 1869 auf 14 an (Social-
Demokrat,Nr. 125, 24. 10. 1869).
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Bekämpfung der Sozialdemokratie in Preußen ist einBericht
des Schleswiger Regierungspräsidenten Carl Hermann Bitter
an den preußischen Innenminister vom Februar 1872. Darin
beklagte Bitter,daß

„unseres Wissens nichtinallen Provinzengleichmäßig gegen
den Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein vorgegangen wird.
Wirhoffen unser Verfahren...als legal nachgewiesen zuhaben
und wissen nicht, ob einem gleichen Verfahren in den anderen
Provinzen gesetzliche Bedenken entgegenständen. Es kommt
eben allerdings nichtbloß die Gesetzlichkeitsfrage, sondern in
gewissem Umfange in solchen Dingen auch die Zweckmäßig-
keitsfrage inBetracht.

"
Das Bestreben der schleswig-holsteinischen Provinzialver-

waltung, die Organisation und Tätigkeit des ADAV mit den
Wahlprogramm des ADAV zur
Reichstagswahl1871 in Schleswig-Hol-
stein (Quelle:LAS,Abtl.103, Nr.789)
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Handhaben des Vereinsgesetztes zu blockieren, setzte sich
auch nach der Schließung der lassalleanischenOrtsvereine im
Mai1870 unvermindert fort und führte zueinempermanenten
KleinkriegzwischendenBehördenunddenumihren organisa-
torischenZusammenhalt kämpfenden Lassalleanern.Indiesen
Auseinandersetzungen mußten die Mitglieder undFührungs-
gremien des schleswig-holsteinischen ADAV die freilich nie
offen eingestandene Erfahrung machen, daß diestraff zentra-
listische Organisation, mit der man gehofft hatte, die Klippen
des Vereinsgesetzes zuumschiffen, an derrepressivenRealität
des preußischen Klassenstaates gescheitert war.

Wenn mit der massiven Unterdrückung des ADAV in der
Provinz dennochnicht die Existenz der Partei auf dem Spiel
stand, sondern die sozialdemokratische Bewegung in Schles-
wig-HolsteinimGegenteileinen „riesigenAufschwung" nahm,
wie der ADAV-Präsident Hasenclever auf der Generalver-
sammlung desVereinsimMai1872stolzverkünden konnte,so
lagdieszunächst daran,daß dasharteVorgehen derstaatlichen
Verwaltung dem ADAV neuen Agitationsstoff bot und inder
Arbeiterschaft sowie in oppositionell eingestellten ländlichen
und städtischen Mittelschichten eine Solidarisierung mit den
verfolgten Lassalleanern auslöste, die sich unter anderem in
aufsehenerregenden Massendemonstrationen in verschiede-
nenStädtenimZusammenhang mit einerRundreiseHasencle-
vers Anfang 1872 artikulierte. Als bedeutsamer aber erwies
sich, daß die schleswig-holsteinischen ADAV-Gruppen inder
konkreten Auseinandersetzung mit einer auf ein ausgeprägt

Auszug aus dem Statut des (sozialde-
mokratbchen) Leseclubs Glückstadt,
1874 (Quelle: Stadtarchiv Glückstadt,
Nr. 1686)
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polizeistaatliches Denken fixierten Verwaltung, die auf die
aufkommende Arbeiterbewegung vorwiegend repressiv rea-
gierte,aberkaumreformerisch tätigwurde,die Sektenzüge des
Lassalleanismus teilweise abstreifte. Dieser Wandel äußerte
sich organisatorisch in der flexiblen, undogmatischen und
ideenreichenAnpassungandiebegrenzten Möglichkeiten,den
eigenen Zusammenhalt zuwahren,etwaindenseit1870erfolg-
ten Gründungen vonGesangvereinen,Leseclubsund Wahlver-
einen. Die Repressionspolitik der Schleswiger Provinzregie-
rung hatte damit ungewollt auch eine positive Dimension für
dieschleswig-holsteinische Arbeiterbewegung. VordieserEnt-
wicklung war die Schleswiger Regierung bereits 1871 in einer
kritischenStellungnahme des Glückstädter Bürgermeisters ge-
warnt worden.Durchdie Schließung der Arbeitervereine und
dieBestrafung ihrer Führer werde

„wenig mehr erreicht... als eine erhöhte Verbitterung der
Anhänger der Sozialdemokratie und ein dadurch sowie durch
denReiz derHeimlichkeitmöglichstvermehrtes Bestreben, nun
heimlicheine Tätigkeit fortzusetzen, welcheöffentlichzubetrei-
ben nicht mehr gestattet ist. DieSchwierigkeit, das tatsächliche
Fortbestehen eines geschlossenen politischen Vereins zuverhin-
dern, namentlichgerade ankleinerenOrten, liegtaufderHand,
und die im Gesetz vom 11. März 1850 für die Teilnahme an
einem geschlossenen Vereinangedrohten Strafen sind wahrlich
nichtderart, um einenrichtigen Sozialdemokraten... voneiner
solchenabzuschrecken."2

Vielleicht hat diese Kritik dazu geführt, daß der Kampf
gegen die Sozialdemokratie in Schleswig-Holstein eine neue
Qualität erreichte: Seit dem Amtsantritt von Bitter, der von
1872 bis 1876 als Regierungspräsident füngierte und sich zum
Motor der antisozialistischenBestrebungen entwickelte, blieb
dieAbwehrder Arbeiterbewegung nichtaufdie extensive,zum
Teil juristisch fragwürdige Auslegung der einschlägigen Be-
stimmungen in der Vereins- und Strafgesetzgebung be-
schränkt, sondernwurde auchmit publizistisch-propagandisti-
schenMittelngeführt. Aufsehenerregten dabeiseineöffentli-
che „Warnung" vor densozialdemokratischen Agitatoren und
der Zirkularerlaß vom 2. Oktober 1872,indemer diePolizei-
behörden aufforderte, eventuelle Vorstrafen sozialistischer
Funktionäre „inForm offiziellerBekanntmachungen oder offi-
ziellerMitteilung an geeignetePreßorgane" zupublizieren3.

Aber auch diese gehässigen Aktionen konnten den Vor-
marsch der schleswig-holsteinischen Sozialdemokratie nicht
aufhalten:HattendieLassalleanerbeider Reichstagswahl1867
lediglich ca. 1560Stimmen erhalten, so votierten1871immer-
hin 11182 Wähler für die Sozialdemokratie und 1874 sogar
44953. Nach dem prozentualen Stimmenanteil (32,8%) stand
der ADAV 1874 an der Spitze der schleswig-holsteinischen
Parteien. Zum Vergleich: Im Deutschen Reich insgesamt
stimmten 1874 351952Wähler für die Sozialdemokratie (1871:
124655).DiesbedeuteteeinenStimmenanteilvon6,8 % (1871:
3,2%).Mit zunehmenderHärte inder Anwendung bestehen-
der Gesetze versuchte der Preußische Staatsapparat, diesem

2 Stadtarchiv Glückstadt, Nr. 1686,
Polizeiverwaltung Glückstadt an Re-
gierung Schleswig,25. 10. 1871.
3 Gegen diese äußerst fragwürdigen
MethodengabesmutigenProtest: Am
8. August1872forderte der Pastor W
Henningsen auf Hallig Hooge in ei-
nem Schreiben anReichskanzlerBis-
marck die AbberufungBittersundsei-
ne Ersetzung durch einen Beamten,
„welcher, mit dem Regierungsge-
schäft vertraut, zur Lösungder sozia-
len Fragein Schleswig geeigneteMaß-
regeln zu ergreifenbefähigt ist" (Zen-
trales Staatsarchiv Merseburg/DDR,
Rep. 77, Tit. 500, Nr. 42, Bd.5, 81.
206-207).
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als bedrohlich empfundenen Anwachsen der Arbeiterbewe-
gungentgegenzuwirken. Die Verbotedes ADAV inPreußen
im Juni 1874 und der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutsch-
lands (SAPD)4 imMärz1876 sowie die Auflösungenverschie-
dener Gewerkschaftsorganisationen seit 1874 waren deutliche
Zeichen diesesverschärften Kurses.Dabeigalt Schleswig-Hol-
steinden „staatserhaltenden" Kräften nachdemhervorragen-

4 Die Gründung der SAPD war das
Resultat des Gothaer Einigungskon-
gresses von 1875. 1890 wurde die
SAPD in SozialdemokratischePartei
Deutschlands umbenannt.

Amtliche Bekanntmachung der Vor-
strafen sozialbtbcherArbeiterin einer
schleswig-hobteinbchen Zeitung, No-
vember1872 (Quelle: LAS, Abt. 320
Steinburg, Nr. 105)

Mitgliedsausweb eines schleswig-hol-
steinbchen ADAV-Angehörigen
(Quelle: LAS,Abt1.309, Nr.321)
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denWahlresultat des ADAV alsdervon der „sozialdemokrati-
schen Springflut" meist bedrohte Punkt Deutschlands.5

Die Erfolglosigkeit der bisherigen Abwehrstrategie zwang
die Schleswiger Provinzregierung, ihr Vorgehen im Kampf ge-
gen die „rote Gefahr" zu überprüfen. Bitter erkannte dabei
klar, daß sein Verlangen nach einem Ausnahmegesetz gegen
die Arbeiterbewegung, nach einer „repressive(n) Gesetzge-
bung", die das „Vereins- und Versammlungsrecht, die Koali-
tionsfreiheit unddiePresse zugleich treffen" müsse, „um wirk-
sam zusein", angesichts der Machtverhältnisse imReichstag
noch keine Aussicht auf Verwirklichunghatte- dazu sollte es
erst im Oktober1878 kommen.

Auch seineErörterungeinesgewaltsamen Niederschiagens
der sozialistischen Bewegung war offenbar mehr ein Gedan-
kenspiel als eineernsthaftinErwägunggezogeneLösung.Statt
dessen griff Bitter wieder auf das traditionelle Interventions-
muster der behördlichen Repressionsmaßnahmen zurück, die
allerdings ergänzt werden sollten durch eine staatlich beein-
flußte oder gar gelenkte Gegenagitation und -Organisation.
Diese Gegenbewegung,die weitausbreiter undsystematischer
konzipiert war als die bisherigen publizistisch-propagandisti-
schen Abwehraktionen, galt insbesondere dem Wahlgesche-
hen und sollte die Reichstagswahlen im konservativen Sinne
beeinflussen.Mitdemintensiviertenundzweigleisiggeführten
antisozialistischenKampf hoffte Bitter endlichErfolge zu er-
reichen. In Bitters strategischen Überlegungen spielten die
Landräte eine entscheidende Rolle. Es gelang dem Regie-
rungspräsidenten, die Spitzenbeamten vor allem in den „ge-
fährdeten" Landkreisen straff auf das Ziel einer energischen
Bekämpfung der Sozialdemokratie unter rücksichtsloser An-
wendungallergesetzlichenMöglichkeitenauszurichten.Damit
begannen sich dietiefgreifenden AuswirkungenderWahlresul-
tate von 1874 auch in denFunktionsbereichen des regionalen
Beamtenapparates abzuzeichnen. Seit 1874 rückten dieLand-
räte-freilichoft geschickt getarnt-alsKoordinatoren bei der
Behinderung der sozialdemokratischen Agitation, der Beein-
flussung der Lokalpresse, der Findung undNominierung kon-
servativ-„nationaler"Kandidatensowie bei denVersuchen zur
Formierung derGegenorganisation und -agitation zunehmend
in den Vordergrund der antisozialistischen Abwehrarbeit in
den schleswig-holsteinischen Verwaltungsbezirken. Als Ele-
ment der Herrschaftsstabilisierung besaß dieser Funktionsbe-
reichlandrätlicher Tätigkeit unschätzbaren Wert.

IneinerdichtenFolge vonRunderlassengabdie Schleswiger
Regierung den untergeordneten Behördenseit Anfang 1874
Handlungsanweisungen zurverschärftenBekämpfung der Ar-
beiterbewegung. Der Hauptstoß richtetesich dabei gegen die
sozialdemokratischen Versammlungen und Redner. Die von
Sozialdemokraten einberufenen Volksversammlungen bil-
deten ein wichtiges Bindeglied zwischen den indie Illegalität
gedrängten sozialistischenOrtsvereinenundderBevölkerung.
Ein wirksames Instrument zur Auflösungvon Volksversamm-
lungen undBestrafung vonRednernwar der § 130des Strafge-

5 So formulierte1874der nationallibe-
rale „Hamburgische Correspondent".
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setzbuches6, der von der preußischen Justiz recht freizügig
ausgelegt wurde undes ihrermöglichte,gegen jeden Sozialde-
mokraten vorzugehen, der die herrschende Ordnung kriti-
sierte. Diese Sanktionsbestimmung wurde in Schleswig-Hol-
stein ergänzt durch eine, wie die Schleswiger Regierung be-
fand, „recht wirksameHandhabegegen das TreibenderSozial-
demokraten": dienoch aus der Zeit der dänischenHerrschaft
stammende sogenannte Sabbatordnung. Ihr § 14 erlaubte es,
Volksversammlungen an den Vorabendender Sonn-undFest-
tage zu verbieten.

In den Landgebieten erwiesen sich seit 1874 bisher nicht
beachtete Verstöße der Gastwirte oder Hausbesitzer gegen
bau- bzw. feuerpolizeiliche Vorschriften immer häufiger als
geeigneter Vorwand zum Verbot sozialistischer Versammlun-
gen.EinAnlaß, die Genehmigungeiner Veranstaltung zu ver-
sagen, war ferner dann gegeben, wenn der überwachende Be-
amte das „Vorhandensein von Hausvieh" in dem Versamm-
lungsraum konstatierte oder ihm der zur Verfügung gestellte
Platz nichtangemessen erschien.Einwändedieser Art bewähr-
ten sichbesondersbeiderUnterdrückung vonVersammlungen
inPrivatgebäuden, wie ein Beispiel aus Segeberg zeigt. Dort
weigerten sichdie Wirte unterdemDruck desBürgermeisters,
ihre Lokale für sozialistische Versammlungen zu vermieten.
Als es schließlich imSeptember 1875einen Sozialdemokraten
gelang, eine private Scheune anzumieten, untersagtederBür-
germeister die geplante Veranstaltung mit dem pauschalen
Hinweis auf die Feuergefährlichkeit des Gebäudes und den
provisorischen CharakterdesVersammlungsraumes.Es könne
dem Bürgermeister nicht zugemutet werden, rechtfertigte der
Landrat das Verbot in einer Stellungnahme gegenüber der
Provinzregierung, eineKundgebung zuüberwachen, „während
neben ihm Ziegen meckern und Schweine grunzen". In ihrem
Runderlaß vom 3.November 1875 griff die Schleswiger Regie-
rung den Segeberger Fall auf und empfahl das Vorgehen des
Segeberger Bürgermeisters zur allgemeinen Nachahmung.
Nicht zuletzt wegendieses ermunterndenHinweisesnahm die
Polizeiwillkür bei der Unterdrückung sozialistischer Versamm-
lungen inSchleswig-HolsteininsolchemMaße zu,daß sich der
Innenminister gezwungen sah, die Schleswiger Regierung zu
bremsen. Dieseministerielle Interventionhatte zur Folge,daß
sich nunmehr lediglich mit sicherheitspolizeilichen Gründen
„erheblicher Art" einEinschreitengegenVolksversammlungen
rechtfertigen ließ. Trotz dieser Einschränkung verfügten die
OrdnungsbehördendesLandes immer noch über einen genü-
genden Ermessensspielraum für willkürliche Entscheidungen.
Aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang ein interner Be-
richt des Kirchspielvogtes von Fehmarn:

„MeinBestreben ist... von Anfang an hierselbst daraufge-
richtetgewesen, indem LanddistriktderInseldie Versammlun-
gen zuhintertreiben, und istmirsolches zumeinerFreude auch
geglückt. DieWirte meinesDistriktsstehensozumir, daß gegen
meine Intervention keiner sein Lokal zu einer Versammlung
hergibt, und den wiederholten Versuchen, die Versammlungen

6 „Wer ineiner den öffentlichenFrie-
dengefährdenden Weise verschiedene
Klassen der BevölkerungzuGewalttä-
tigkeiten gegeneinander öffentlich
aufreizt, wird mit Geldstrafe bis zu
sechshundert Markoder mit Gefäng-
nis bis zu zweiJahren bestraft."
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inPrivathäusern abzuhalten, bin ichdadurch entgegengetreten,
daß ich die betreffenden Lokalitäten für untauglich erklärt
habe."7

Die amtlichen Schikanen gegen die sozialistischen Ver-
sammlungsaktivitäten erwiesen sich nach 1874 als eine der
effektivsten MethodenzurBekämpfung der schleswig-holstei-
nischen Arbeiterbewegung undführten vorallem indenländli-
chen Gebieten, in denen das gesprochene Wort das wichtigste
Agitationsmedium darstellte, zu beträchtlichenRückschlägen
für die sozialdemokratischeBewegung. Als die SAPD bei der
Reichstagswahl im Januar 1877 nur 43720 Stimmen erhielt
(29,0% gegenüber 32,8% im Jahr 1874), ging dieser Verlust
hauptsächlich auf das Konto der Landgebiete und- wie die
Sozialdemokraten einräumten - der dort besonders häufigen
behördlichen Unterdrückung von Versammlungen. Bei der
Reichstagswahl 1878, dienach den Attentatenauf denKaiser
im Zeichen einer antisozialistischen Kampagne größten Aus-
maßes stattfand, bestätigte sich dieses Bild nachdrücklich: In
den Agrargebieten, wo kaum Wahlveranstaltungen möglich

7 Landesarchiv Schleswig-Holstein
(LAS), Abt. 309, Nr. 12554, Kirch-
spielvogtei BurgaufFehmarnan Re-
gierungspräsidium Schleswig, 10. 7.
1878.Vgl. denBeitragvonG. Hoch in
diesem Band.

Karikatur des „Hamburg-Altonaer
Volksblattes" vom30. November1875
zur behördlichenWillkür beider Ver-
hinderung sozialdemokratischer Ver-
sammlungen inSchleswig-Holstein.
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waren-an vielenOrten wurdenGastwirte unter der Drohung
desKonzessionsentzugs gezwungen, ihrLokalnicht an Sozial-
demokratenzuvermieten-,erlittdieSAPD überproportionale
Einbußen, währendsie ihreBastionenindengrößeren Städten
weitgehend halten konnte. Zu diesem Erfolg der amtlichen
Offensive gegen die „rote Gefahr" schrieb der Schleswiger
Regierungspräsident in einem Rechenschaftsbericht an den
Innenminister erläuternd:

„DurcheineZirkularverfügung andieLandrätesinddiePoli-
zeibehörden von mir angewiesen, die gesetzlichen Vorschriften
über das Vereins-und Versammlungsrecht mit allerStrenge zur
Anwendung zu bringen, und es sinddiefrüher von derRegie-
rung wegen Überwachung von Vereinen und Versammlungen
erlassenen Zirkularverfügungen von neuem eingeschärft wor-
den. Dabeihabe ichdenLandräten dringend empfohlen, auch
durch persönliche Einwirkung die erhaltenden Elemente der
bürgerlichen Gesellschaft zum Widerstand gegen das Umsich-
greifen der sozialdemokratischen Agitation anzuregen und zu
vereinigen, dieselben auch veranlaßt, geeignete Ansprachen in
dieserRichtung indenKreisblättern zuerlassen...Ichhabebei
diesenAnordnungen überall VerständnisundbereitwilligesEnt-
gegenkommen getroffen. Die Polizeibehördensind, abgesehen
von wenigen Ausnahmen, mit Entschiedenheit vorgegangen,
unddiehinundwiederzu TagegetreteneAnnahme,alsobesder
Staatsregierungmit derBekämpfungderSozialdemokratienicht
Ernstsei, ist rasch beseitigt worden."8

Sicher: Die schleswig-holsteinische Sozialdemokratie war
1878, im Jahr der Verhängung des Sozialistengesetzes, in die
Defensive gedrängt, hatte Wähler, Mitglieder und Sympathi-
santen verloren. Aber die schleswig-holsteinische Arbeiterbe-
wegungwar nicht zerstört,sie,dieseit1869ständigdenUnter-
drückungsversuchen ihrer Gegner in Staat und Gesellschaft
widerstehenmußte, hatte gelernt,auch inpolitisch schwieriger
Lage weiterzukämpfen. Diese Erfahrungen, dieses Selbstbe-
wußtsein sollten das Überleben der schleswig-holsteinischen
Sozialdemokratie inder Illegalität unter dem Sozialistengesetz
sichern,einGesetz, das die endgültige Zerschlagung derorga-
nisierten Arbeiterbewegung bezweckte.

Als das Sozialistengesetz 1890 auslief,verfügte die Sozialde-
mokratie in der nördlichstenpreußischen Provinz über einen
größeren Anhang als1878:Nahezu 62000 Wähler9,doppelt so
viele wie imJahr der Verhängung des Ausnahmegesetzes, ga-
bender lange JahreverfemtenParteiihreStimme-einZeichen
dafür, daß die Macht einer Idee mit denMitteln staatlicher
Repression nicht zu besiegen ist.

8 LAS, Abt. 309, Nr. 12556, Regie-
rungspräsident an Minister des In-
nern,16. 8. 1878.
9 Holger Rudel, Diesozialdemokrati-
sche Arbeiterbewegung in Schleswig-
Holstein unter dem Sozialistengesetz
1878-1890, Magisterarbeit Hamburg
1976 (masch.),S. 175.
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